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Dieser Staat ist 
nicht käuflich 
Öle Ae 

Ser Staat ist nicht käuflich - er war es we- 
unt Unt?r Adenauer nocn unter Erhard, noch 
SrkGr .^^singer, noch unter Brandt, noch unte unter 
KOK?110*' er ist es auch nicht unter Helmut 
Uhi Das erklarte der Bundeskanzler auf dem 
«ndesparteitag der CDU Rheinland-Pfalz in 

kiÜ am Samstag, 3. November 1984. Helmut 
Kohl bellte u. a. fest: 
'eh ir,   Wl" nichts unter den Tisch kehren, aber wenn ich 
Win l6Sen Ta9en beobachte, daß man uns einreden 
Sta f'e BundesrePublik Deutschland treibe auf eine 
Wir     krise 2u, dann kann ich nur fragen: Wohin sind 

'gentlich gekommen? Sind wir nicht mehr fähig, 
ist?

n^cntemem Sinn darüber zu reden, was wirklich 
ben- über e'9ene Fehler, die wir gemacht ha- 

- denn wir sind selbstverständlich auch nicht oh- 
6 Fehler. 

abe 
h naben wir keine Staatskrise. Wir müssen 

Vvirki-Clnri9end über das reden, was wirklich war und 
derh' | ist- Man muß die Dinge sorgfältig auseinan- 
ga 

teni denn es ist schon ein erstaunlicher Vor- 
ten Si daß Jetzt im Zusammenhang mit der sogenann- 
tem ICk"Affare die Steuerbegünstigung für den Kon- 
Sch LC,er darnaligen Opposition in die Schuhe ge- 

lben werden soll. 
(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Ich bin sicher, daß mein Vorgänger Helmut 
Schmidt und seine Bundesregierung nach 
sorgfältigen, pflichtgemäßen Erwägungen 
entschieden haben. Aus bestimmten wirt- 
schaftlichen Überlegungen ist damals die 
Steuerpräferenz gewährt worden. Meine 
Regierung hat diese Präferenz wieder zu- 
rückgenommen, weil sie bei erneuter Prü- 
fung Jahre später zu dem Ergebnis kam, 
daß sich die Voraussetzungen für die da- 
malige Entscheidung geändert hatten und 
also anders zu beurteilen waren. 

Das ist der eine Sachverhalt. Es gibt jetzt 
.eine breite Diskussion über diese Frage, 
und ich bin dafür, daß sie geführt wird. 
Aber ich bin auch dafür, daß diejenigen, 
die damals Verantwortung getragen ha- 
ben, heute dazu stehen. Ich kann mir je- 
doch nicht vorstellen, daß der Kanzler kei- 
nen maßgeblichen Anteil an einer solchen 
Entscheidung gehabt hätte. Ich respektie- 
re seine Argumente, und ich bin ganz si- 
cher, daß die beiden Finanzminister Apel 
und Matthöfer pflichtgemäß geprüft und 
gehandelt haben. Ich bin auch ganz si- 
cher, daß die beiden Wirtschaftsminister 
Friderichs und Graf Lambsdorff sich ge- 
nauso verhalten haben. 

Was ich in den letzten Monaten gegen- 
über dem Kollegen Lambsdorff an öffentli- 
cher Vorverurteilung erlebt habe, ist des- 
halb schlicht ein Skandal. Wer ja sagt zum 
Rechtsstaat, muß auch ja sagen zu seinen 
Prinzipien. Und wenn ich beobachte, wie 
leidenschaftlich darum gerungen wird, daß 
im Umgang mit Personendaten die nötige 
Diskretion gewahrt wird, und wenn ich 
gleichzeitig erlebe, wie solche Akten be- 
stimmten Magazinen offensichtlich ganz 
selbstverständlich ausgehändigt werden, 
dann halte ich das gelinde gesagt für ei- 
nen Riesenskandal. 

Nun zu den Parteispenden. Schon wird 
ganz offen gefragt, ob dieser Staat nicht 
doch käuflich ist. Da frage ich mich wirk- 
lich: Wo leben wir denn eigentlich? Ich 

selbst bin jetzt fast 30 Jahre in der Parte' 
tätig, ich war auch Parteivorsitzender au 

allen  Ebenen.  Ich  habe  das  Spenden- 
system, das bis Ende der siebziger Jahre 

praktiziert wurde, nicht erfunden; es ist ja 
auch nie angezweifelt worden. Wir sin 
damals zu vielen  Mitbürgern  gegan9e 

und haben sie gebeten, uns Spenden z 
geben  bei  Kommunalwahlen,  bei La" " 
tagswahlen,  bei  Bundestagswahlen. ^ 
diesen Spenden war niemals eine irgen ^ 
wie geartete Auflage verbunden. Hier na 
ben Spender uns und den anderen dem0 

kratischen Parteien geholfen. 

Der langjährige Präsident der Deutsche 
Bundesbank, Karl Klasen, hat in einem 
Brief an den Vorsitzenden der SPD-Bun' 
destagsfraktion im Frühjahr dieses Jan^.e. 
dargelegt, daß er bei vielen Firmen für <j' 
Sozialdemokratische Partei Deutschland • 
der er seit seiner Jugend angehört, 9 
sammelt hat und daß er es für richtig 9 
halten habe, daß die Wirtschaft nicht n 
nach der einen Seite hin Spenden 9e$ 
ben hätte. Klasen erwähnt dann die Spe , 
den der Gewerkschaften, der Neuen He^ 
mat und anderer Organisationen. ^e 

ich dann heute lese, daß ein führender G 
werkschafter sagt, dieser Staat sei mö9 
cherweise doch käuflich, dann fordere i 
ihn auf, einmal offen zu sagen, inW'eV,[ n 

seine Industriegewerkschaft in den letz 
20 Jahren der Deutschen Sozialdemo*' 
tie Spenden gegeben hat. Auch das 9 
hört in das Bild. 

Was soll also die einseitige Aufregung 
Die demokratischen Parteien haben e 

staatsbürgerliche Pflicht zu erfüllen 9 
habt, einen Auftrag nach Artikel 21     { 

Grundgesetzes. Man kann uns mit Re 
den Vorwurf machen — den mache ^ 
mir auch selbst als Parteivorsitzender    * 
daß wir die notwendigen Klarstellungen 
spät vorgenommen haben. . 
In diesem Zusammenhang erinnere icn 
lerdings daran, daß ich bereits 1975, * 
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PARTEI 

Generalsekretär Heiner Geißler hat vor dem 
Bundesvorstand der CDU und anschließend vor 
Qer Presse den Antrag des Bundesvorstands 
(siehe gelber Teil) wie folgt begründet: 
hält ^ntra9 des Bundesvorstands ent- 
frai! d'e EmPfenlun9 an die Bundestags- 
q ion, als Konsequenz aus den Vorgän- 
ten der ver9angenen Wochen die „Verhal- 
^nsregein für Mitglieder des Deutschen 
Urin sta9es" neu zu fassen, zu erweitern 
nd Verbindlich zu machen. 

bef Und weite Tei,e der Bevölkerung 
^e lncen Sich durcn die Spendenpraxis 
tritt ck-Konzems und durch den Rück- 
Rai früheren Bundestagspräsidenten 
Qe

ner Barzel  und durch die laufenden 
hun'C     Verfahren we9en Steuerhinterzie- 
tej 9 durch Spenden an politische Par- 

n in einem Zustand großer Verunsiche- 

re " ' 
^StSetzun9 von Seite 2) 
cje 

re nacr> meiner Wahl zum Vorsitzen- 
dem CDU, die ersten Gespräche mit 
arid 

SPD-Schatzmeister Alfred Nau und 
ct1e

ej'en geführt habe, um eine gesetzli- 
encj. e9elung zu erreichen, die wir jetzt 
taq !Ch' Weil wir die Mehrheit im Bundes- 
6ina 

t!en« zum 1- Januar dieses Jahres 
ein lreicnt haben. Ich habe mindestens 
Pers-

Ut2end Gespräche mit führenden 
führt° picnkeiten der anderen Parteien ge- 
d0ch 

ne klare gesetzliche Regelung ist 
der s

nicnt an uns, sondern am Einspruch 
ben 

02laldemokraten gescheitert. Wir ha- 
haUD?0cn 1978- als sich die Dinge über- 
9ebet n'Cht bewe9t hatten, Ernst Albrecht 
*u erw' 'n Karlsruhe eine Entscheidung 
dunQ d'rken' Wir haben diese Entschei- 9 dann selbstverständlich respektiert. 

rung. Wir haben eine Vertrauenskrise ge- 
genüber den Parteien und den parlamen- 
tarischen Institutionen. 

Die Vertrauenskrise drückt sich in der Fra- 
ge aus, ob die Bürger auf die Integrität, 
Unbestechlichkeit und Unabhängigkeit 
der politischen Institutionen und der han- 
delnden Personen vertrauen dürfen. Ob- 
jektiv gesehen kann man dies mit einem 
klaren Ja beantworten. Aber subjektiv- 
psychologisch sind die Politiker und die 
Parteien durch die genannten Ereignisse 
in einen Verdacht geraten, und zwar in ei- 
nen falschen Verdacht, der sich aber in 
den Köpfen sehr vieler Menschen festge- 
setzt hat. 

2. Die Mitglieder erwarten daher von uns, 
von der politischen Führung, daß wir sie 
aus dieser defensiven Situation heraus- 
führen. Sie selber können es ja nicht tun. 

Wir haben dazu mehrere Schritt unter- 
nommen, die auch erfolgreich gewesen 
sind. 

a) Zunächst ist die Aufklärung und Infor- 
mation über die eigentlichen Sachverhalte 
voll gelungen. Drei Sachverhalte müssen 
klar unterschieden werden: 

1. Für die Steuerbefreiung nach § 6b Ein- 
kommensteuergesetz im Jahre 1976 in 
Verbindung mit § 4 Auslandsinvestitions- 
gesetz zugunsten des Flick-Konzerns in 
Höhe von 850 Millionen DM trägt allein die 
damalige Bundesregierung unter Führung 
von Bundeskanzler Helmut Schmidt die 
politische und rechtliche Verantwortung. 
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Die CDU war an diesen Entscheidungen 
nicht beteiligt. 
2. Die private Gutachtertätigkeit von 
Dr. Rainer Barzel lag in seiner persönli- 
chen Verantwortung. Die CDU bekundet 
Rainer Barzel für seine Haltung, die er in 
seiner Verantwortung für Staat und Union 
durch seinen Rücktritt gezeigt hat, Re- 
spekt. 

3. Zu den Spenden an SPD, CDU, CSU 
und FDP stellt die CDU folgendes fest: 

„Spenden an politische Parteien sind we- 
der verboten noch moralisch bedenklich. 
Sie sind verfassungspolitisch erwünscht 
und unentbehrlich, wenn die Staatsunab- 
hängigkeit der Parteien gewahrt bleiben 
soll. Durch die Zuwendung einer Spende 
an eine Partei macht der Bürger von sei- 
nem Recht auf politische Teilhabe Ge- 
brauch. " (Sachverständigenkommission 
des Bundespräsidenten zur Neuordnung 
der Parteienfinanzierung) 

b) Wir erwarten von der SPD, daß sie von 
sich aus klarmacht: 

1. Die SPD-geführte Bundesregierung 
trägt Verantwortung für die 6b-Entschei- 
dung. 
2. Die SPD klärt die Rolle führender SPD- 
Politiker, wie Helmut Schmidt und Willy 
Brandt, bei der Steuerbefreiung zugun- 
sten des Flick-Konzerns auf. 

c) Wichtig ist aber vor allem, daß wir die 
Partei auch politisch-moralisch aus der 
Defensive herausbringen. Es geht darum, 
die Unabhängigkeit und Sachgerechtigkeit 
politischer Entscheidungen über jeden 
Verdacht erhaben sicherzustellen. Dazu 
hat die CDU einen ersten Schritt durchge- 
setzt: 

1. Das neue Parteiengesetz ist das Er- 
gebnis der Initiative der CDU und vor al- 
lem des Parteivorsitzenden, der seit 1975 
auf Neuregelung gedrängt hat. Dessen 
Kennzeichen     sind     Transparenz     und 

staatspolitische Anerkennung und da"1 

Steuerabzugsfähigkeit der Spenden. 
2. Wir brauchen aber einen entspreche 
den zweiten Schritt, der die Unabhängig 
keit der Mandatsträger, auch hinsichtlic 
ihrer Einkommensverhältnisse, siehe 
stellt. 

Wie ist die 
Diskussionslage? 
Das Thema liegt auf dem Tisch, und 
wird uns auch nicht verlassen. Ich halte 
für besser, das Volk diskutiert einen V 
schlag der CDU als über Vorschläge o 
anderen, denen wir dann hinterherlau 
Mit anderen Worten:  Wir brauchen 
Meinungsführerschaft der CDU in der 
seitigung der Vertrauenskrise. Die L 
verbitten sich mit Recht, daß nur leer 

Stroh gedroschen wird. Wir müssen J 
das Richtige machen, sonst machen 
dere etwas mit uns. Die Leute, die un 
den Kopf hinhalten, müssen argumen 
ve Unterstützung aus Bonn bekomme • 

Für die Unabhängigkeit der MandatS
fljtit 

ger, was ihre Einkommen anbelangt. 9 
es im Grunde genommen zwei Wege- 

a) Der eine Weg besteht darin, mög" 
Interessenkonflikte durch repressive 
gelungen,   also  Verbote,   im   Sinne      , 
„wirtschaftlicher   UnvereinbarkeitsregI 
sicherzustellen, wie dies z.B. für Bun 
minister gilt. Im empfehle diesen we.^ren 
das Parlament nicht, weil er dazu fü   er 

würde,   daß  freie   Berufe,   Unterneh ^ 
usw. im Parlament nicht mehr vertr 
wären und die Repräsentation einer 
partei im Parlament nicht mehr siehe 
stellt wäre. . 
b) Der andere Weg besteht darin, die  ^ 
teressenkonflikte   durch   OffenlegunQ  ^ 
den Griff zu bekommen. Der Weg &^ 
den Vereinigten Staaten und Kanada 
geschlagen worden. 
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&azu folgende 
8emerkung: 
fent?ffenlegun9 muß nicht unbedingt Öf- 
ke 'lchkeit heißen. Hier sollte der Gedan- 
rat 6S Bur|despräsidenten, einen Ehren- 
dem ein2usetzen- aufgegriffen werden, 
kön 

9e9enüber die Offenlegung erfolgen 
cjRcv.

nte- Er sollte aus Mitgliedern des Bun- 
des bestehen. 

DJ    D 
insh licne Verschwiegenheitspflichten, 
Pat 

es°ndere der Rechtsanwälte, Notare, 
berat

ntanwä'te, Wirtschaftsprüfer, Steuer- 
ten^' mussen berücksichtigt werden, 
rechtr° mö9'icherweise gesellschafts- 
licu che- handelsrechtliche, steuerrecht- 
te untUnd arbeitsrechtliche Gesichtspunk- 
Qes !®r dem Kriterium des Schutzes von 
tunQ 

fts9eheimnissen und der Verhü- 
üniaut

Von Mißbrauch auf dem Gebiet des 

"eh 
teren Wettbewerbs. 

di6se
ache darauf aufmerksam, daß wir mit 

cDü/roVorschlag in der Tradition der 
Ab    '-SU-Fraktion stehen. 

ÖUnnSehen davon- daß die CDU/CSU- 
WUrf ®sta9sfraktion schon 1974 den Ent- 
eir,ge.lnes Strafrechtsänderungsgesetzes 
Angeh.racnt hat, der die Bestechung von 
in Bu °r'9en der gesetzgebenden Gewalt 
$oilte 

Und Ländern unter Strafe stellen 
s°häft f- der Parlamentarische Ge- 
ts Kun er' der Bur>destagsabgeordne- 
Namen

2'1976 bei der Diätenerhöhung im 
f°lQP^ 

cDU/CSU-Bundestagsfraktion 
,0

9
e^des gesagt: 

lie9er,dnderausschuß konnte in dem vor~ 
Set*Hchn Entwurf keine ausgereiften ge- 
^Qrate 

Gn Vorschriften gegen unzulässige 
Weht rVerträ9e vorlegen.  Es geht auch 
be'sPie/Ur Um Beraterverträ9e' sondern 
9en Un^

eise aucn um Scheinanstellun- 
^hlUn„ 

änn/iches. Es geht um denkbare 
C/e ei^

n verschiedenster Form und Art, 
föchte yer9utun9, wie ich es nennen 

• für den Verkauf politischen Ein- 

flusses, politischer Machtausübung dar- 
stellen, um Vergütungen, die unvereinbar 
mit der Unabhängigkeit des Abgeordne- 
ten sind. Diese Problematik ist nicht so 
sehr von quantitativer Bedeutung, sie ist 
aber von höchster grundsätzlicher Bedeu- 
tung, und gerade das Ansehen des Parla- 
ments   verlangt  eindeutige   Regelungen. 
...  Es gibt hier keine Resignation und 
auch kein Achselzucken. Geeignete, der 
Vielzahl   nicht   völlig   auszuschließender 
möglicher Fallgestaltungen gerecht wer- 
dende Vorschriften können bei weiteren 
eingehenden Beratungen sehr wohl ge- 
funden werden. Dies kann aber nicht mehr 
Aufgabe des Sonderausschusses des 7. 
Deutschen Bundestages sein, der 8. Deut- 
sche Bundestag hat hier eine vordringli- 
che Aufgabe. Die CDU würde es für uner- 
träglich halten, wenn nicht alsbald zu Be- 
ginn der neuen Legislaturperiode eine Lö- 
sung erarbeitet werden würde.  Es geht 
nicht an, lediglich das, was das Bundes- 
verfassungsgericht als Beamtenprivilegien 
bezeichnet, zu beseitigen, nicht jedoch 
mit gleicher Entschiedenheit gegen soge- 
nannte     Beraterverträge     und     gegen 
Scheinanstellungen, die eben leider nicht 
völlig undenkbar sind, vorzugehen." 

Es ist mehrfach argumentiert worden, das 
Beispiel der Vereinigten Staaten  könne 
nicht auf die Bundesrepublik Deutschland 
übertragen werden, weil dort in der Bevöl- 
kerung  eine  andere   Einstellung   gegen- 
über Geldverdienen und hohen Einkom- 
men bestünde. Dies ist z. T. sicher richtig, 
aber sowohl im Repräsentantenhaus wie 
im Senat hat es wegen der Lösung  in 
Amerika wegen des Ethics in Government 
Act 1978, der als die zentrale Rechtsquel- 
le des wirtschaftlichen Unvereinbarkeits- 
rechts für Organe der Gesetzgebung, der 
Verwaltung und der Gerichtsbarkeit auf 
Bundesebene  gilt,  heftige  Diskussionen 
gegeben. Aber beide Volksvertretungen 
hatten die innere Kraft, für sich selber Re- 
geln zu verabschieden, die die Abhängig- 
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keit von politischem Mandat und wirt- 
schaftlichen und anderen Interessen aus- 
zuschließen geeignet sind. 

Es kann für mich auch kein Zweifel beste- 
hen, daß eine substantielle Verbesserung 
der Verhaltensregelungen der Abgeordne- 
ten im Zusammenhang steht mit der Diä- 
tenfrage. Je klarer die eine Problematik 
gelöst ist, desto überzeugender kann der 
Bundestag eine Entschädigungsregelung 
treffen, die allen Abgeordneten, nicht nur 
denen mit Nebeneinkünften, die wirt- 
schaftliche Unabhängigkeit sichert. Hier 

"*ist ein unmittelbarer Zusammenhang ge- 
geben. 
Darüber hinaus haben wir auch verfas- 
sungsrechtlich Anlaß, einen Schritt nach 
vorne zu tun. Im Leitsatz 5 des Diätenur- 
teils des Bundesverfassungsgerichtes 
hebt das Bundesverfassungsgericht aus- 
drücklich hervor, daß Artikel 48 Absatz 3 
in Verbindung mit Artikel 38 Absatz 1 GG, 
gesetzliche Vorkehrungen dagegen ver- 
langt, daß Abgeordnete Bezüge aus ei- 
nem Angestelltenverhältnis, aus einem so- 
genannten Beratervertrag oder ähnlichem 
ohne die danach geschuldeten Dienste zu 
leisten nur deshalb erhalten, weil von ih- 
nen im Hinblick auf ihr Mandat erwartet 
wird, sie würden im Parlament die Interes- 
sen des zahlenden Arbeitgebers, Unter- 
nehmers oder der zahlenden Großorgani- 
sation vertreten und nach Möglichkeit 
durchzusetzen versuchen. Einkünfte die- 
ser Art sind mit dem unabhängigen Status 
der Abgeordneten und ihrem Anspruch 
auf gleichmäßige finanzielle Ausstattung in 
ihrem Mandat unvereinbar. Das Bundes- 
verfassungsgericht verlangt eine gesetzli- 
che Regelung. 

Schließlich können wir die Leistungen der 
Bundesregierung nur offensiv und wirk- 
sam dem Bürger gegenüber deutlich ma- 
chen und in das Bewußtsein bringen, 
wenn wir auf dem anderen Gebiet klar 
Schiff machen. 

• INFORMATION 
Stoltenberg: Rückgabe der 
Investitionsabgabe an alia 
Das Bundeskabinett hat die Absicht ^ 
Bundesfinanzministeriums    begrüßt, 
vom Bundesverfassungsgericht für gr 
gesetzwidrig  erklärte  Investitionshi" 
gäbe an alle zurückzuzahlen. 
Bundesfinanzminister   Gerhard   Sto ^ 
berg sagte nach der Kabinettssitzung^ 
der Presse, sein Ministerium werde  ^ 
Finanz- und Steuerausschuß so bai   ^ 
möglich einen Gesetzentwurf zuleiten-   ^ 
die Rechtsgrundlage schaffe für die H ^ 
Zahlung der von Besserverdienende>• 
hobenen Investitionszulage auch an   ^ 
nigen, die keinen Einspruch gegen di 
gäbe erhoben hätten. j5. 
Stoltenberg bestätigte, daß eine Korn ^ 
sion von Steuer- und Finanzexperte ^ 
Regierungskoalition gebildet worde_sge' 
die das Urteil des Bundesverfassung^ 
richts gründlich studieren und uberJe ne- 
solle, weil es eine grundlegende ne , 
finition des gesamten Steuer- und ^. 
benrechts des Bundes beinhalte, t ^ 
nach könnten Folgediskussionen 9' e, 
werden, sagte der Minister auf die g|, 
ob in der Koalition nun die Einfuhr^ 
ner Ergänzungsabgabe erwogen we 

Die Soziale Marktwirtschaf* 
erneuern stai 
Am 22. und 23. November 1984 vera ^ 
tet die Konrad-Adenauer-Stiftung ir^oZjal- 
rad-Adenauer-Haus in Bonn einen pe 

politischen Kongreß mit dem Them^ "g0. 
Soziale Marktwirtschaft erneuern ^ #> 
ziale Sicherung, Vermögen, FarTllgt0|tefl' 
sprechen u.a. die Bundesminister ggfi 
berg, Geißler und Blüm. Anrnei je 

sind zu richten an die Politische AK ^^ 
der  Konrad-Adenauer-Stiftung 
1365, 5047 Wesseling-Eichholz. 

Pos«* 
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Glückwünsche für Ronald Reagan 
Der Bundeskanzler sandte an den Präsidenten 
der Vereinigten Staaten von Amerika, Ronald Reagan, 
folgendes Telegramm: 
"Sehr geehrter Herr Präsident, lieber Ron, 

*u Ihrem überzeugenden Wahlerfolg sende ich Ihnen meine herzlichsten 
Glückwünsche. Bestärkt durch den klaren Vertrauensbeweis der ameri- 
kanischen Bevölkerung können Sie das vor vier Jahren begonnene Werk 
zum Wohl Ihres Landes und im Interesse der Sicherung des Friedens und 
der Freiheit mit neuer Kraft fortsetzen. 
,ch freue mich auch persönlich auf die Fortsetzung unserer engen und 
Vertrauensvollen Zusammenarbeit auf der Basis unverbrüchlicher Freund- 
schaft zwischen unseren Völkern. Als Partner im Atlantischen Bündnis 
weiß fob m/cn mit innen ejnjg jn (jem Bemühen, den Gedanken der Frei- 
heit zu stärken und mit Festigkeit und Dialogbereitschaft alles für die Er- 
haltung des Friedens Erforderliche zu tun. 

JJr Ihr verantwortungsvolles Amt wünsche ich Ihnen auch weiterhin viel 
Erfolg uncj Gottes Segen." 
D'e CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages beglückwünscht 
tes befreundete amerikanische Volk zu dem klaren Wahlsieg von Präsi- 
dent Ronald Reagan. Dieser Erfolg beruht nicht nur auf der großen per- 
sönlichen Ausstrahlung des amerikanischen Staatsmannes, seiner hohen 
. Unrungsqua/ität und Integrationskraft, sondern es ist das Ergebnis einer 
ln vielen Bereichen geradezu spektakulären Erfolgsbilanz der vergange- 
ner> vier Jahre, erklärt der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
r,°n, Alfred Dregger. 

°'e CDU/CSU begrüßt es, daß die amerikanische Politik der nächsten 
ar>re von starker und besonnener Hand geführt wird. Dies wird den Zu- 

sammenhalt des Atlantischen Bündnisses stärken und neu beleben. Es 
*'fd auch dazu führen, daß im Dialog mit dem Osten ein neues Kapitel er- 
öffnet werden wird. Und nicht zuletzt verbessert der Wahlsieg von Präsi- 
ent Ronald Reagan die Möglichkeiten für einen engen und vertrauens- 
ollen transatlantischen Dialog zwischen Amerikanern und Europäern, 
eralle aktuellen Themen wie z. B. die Gefahr protektionistischer Tenden- 

**n und das Problem des freien Technologietransfers zwischen den 
est/ichen Industrieländern in freundschaftlichem Geiste lösen wird. 
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AUSBILDUNG 

Angebot noch 
einmal gesteigert 
In der Antwort auf eine Parlamentari- 
sche Anfrage zu den Ausbildungslei- 
stungen des Bundes und der Unter- 
nehmen mit Bundesbeteiligung teilte 
der Parlamentarische Staatssekretär 
im Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft, Anton Pfeifer, 
u. a. folgendes mit. 

Der Rückgang der Ausbildungsleistun- 
gen des Bundes in den Jahren 1981 

und 1982, der auf den Beschlüssen der 
vorigen Bundesregierung beruhte, hat 
sich 1983 nicht weiter fortgesetzt; das 
Jahr 1984 weist wieder eine aufsteigende 
Tendenz aus. Die Zahl der angebotenen 
Ausbildungsplätze stieg gegenüber 1983 
um rund 7,5% auf 29544 im Jahre 1984. 
Der Anteil der Ausbildung über Eigenbe- 
darf erhöhte sich ständig und wird in die- 
sem Jahr rund ein Drittel der Gesamtaus- 
bildung erreichen. Insgesamt werden im 
Bereich des Bundes rund 82000 Jugendli- 
che ausgebildet. Der Bund wendet dafür 
jährlich rund 1,6 Milliarden DM auf. 

Rechnet man die Anzahl der Auszubilden- 
den in den Industriebetrieben mit maß- 
geblicher Bundesbeteiligung hinzu, so er- 
gibt sich eine Gesamtzahl von rund 
102000 Auszubildenden. Diese Entwick- 
lung zeigt, daß die jetzige Bundesregie- 
rung nicht nur an die Wirtschaft appelliert, 
ihre Ausbildungsleistungen zu erhöhen, 
sondern in ihrem eigenen Verantwor- 
tungsbereich entsprechend handelt. 
Zu den Erfolgen auf dem Lehrstellenmarkt 
schreibt der Stellvertretende Bundesvor- 
sitzende der CDU, Bernhard Worms: 93 
Prozent   aller   Ausbildungsplatzbewerber 

hatten    bis    zum    30.    September   in 

Nordhrein-Westfalen   einen    Lehrvertrag 
abgeschlossen.  In  Zahlen  ausgedrückt- 
162071  junge  Leute  haben  im größte'J 
Bundesland den ersten wichtigen Sehn 
ins Berufsleben erfolgreich absolviert- Di 
Steigerung   gegenüber  dem   bisherige 
Rekordjahr 1983 betrug noch einmal sie- 
ben Prozent! 
Die Zahlen zeigen auch: Das Panik-Orche- 
ster aus Sozialdemokraten, „Grünen" un 
öffentlich-rechtlichen Besserwissern, da 

seit Monaten mit ständig neuen Katastr 
phenmeldungen junge Leute auf unveran 
wortliche Weise verunsichert  hat,  ka 
seine Instrumente einpacken. Unsere 
mokratische Gesellschaft ist zu 9r0B® 
Gemeinschaftsanstrengungen   fähig-  ^ 
beitgebern,  Handel, Handwerk, Gewer

a 

schaffen gebührt für diese Anstrengt 
Dank. 

EVP und EUCD zu 
den Wahlen in Nicaragua 

Dem0" Die Europäische Union Christlicher L>e 

kraten    (EUCD)    und   die   Europa*0 

Volkspartei (EVP) hatten eine Deleg*^ 
nach Nicaragua entsandt, die sich in 
letzten Woche vor der Wahl über die a* 
eile Situation informieren sollte. 
Nach  Rückkehr der Delegation fKl*öef 
Thomas   Jansen,    Generalsekretär     .^ 
EUCD/EVP, daß die Entscheidung a°r 

der  Coordinadora  Democratica  zuS. ^ 
mengeschlossenen Opposition, sich 
an der Wahl zu beteiligen, sich als ric 
herausgestellt   habe.   Der  vom   Reg

che 

ausgeübte   physische   und   Psych',frärr 
Druck, die Zensur und sonstige Besc 
kungen erlaubten keine freie Wahl. 
Das unter den gegebenen Umstände   ^ 
zielte Ergebnis überrascht niemand, 
bringt keine Lösung der bedrohlichen v^ 
litischen,   sozialen   und   wirtschaftlic 
Probleme des Landes. 
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KOMMUNALWAHL BADEN-WÜRTTEMBERG 

Lothar Späth: Die CDU hat sich 
Unbestritten als stärkste Kraft erwiesen 
jBje CDU hat sich bei den baden- 
u     ember9'schen Kommunalwah- 
s
n unbestritten als stärkste politi- 

"6 Kraft erwiesen." Dieses Fazit 
nis? der Daden-württembergische Mi- 

.sterpräsident und CDU-Landesvor- 
N«ende Lothar Späth am Freitag, 2. 

eroVeiInber' aus dem vorläufigen End- 
Wahi       der Sitzverteilung bei der 

«nl der Gemeinde- und Kreisräte. 

ährend die SPD, gemessen an ihrer 
1980 erreichten Sitzzahl in den Ge- w 

Verinden 5-1% verloren habe, die FDP 
WahiSte Von 15'6 °/o und die gerneinsamen 
ten orsch|äge Einbußen von 16,4% hät- 
ge^qklttieren müssen- habe die CDU an~ 
ihre°htS eines Minus von ledi9lich °'3 °/o 

Part herausragende Position unter den 
nen

ervn unein9escnränkt verteidigen kön- 
Fre-        Tatsache, daß auf den Listen der 
SamTo VVanlervereinigungen- die ins9e- 

au ,   9°/o mehr Sitze als 1980 erreichten, 
reich ,2ahlreicne CDU-Mitglieder erfolg- 
sätzr andidiert hätten, verdeutlichten zu- 

,lch die dominierende Rolle der Union 
g      lr) den Gemeindeparlamenten. 

beu? Wies weiter darauf hin- daß die SPD 

(min Gemeinderatswahlen mehr Sitze 
52) ^s 187) verloren habe als FDP (minus 
e'nem? CDU (minus 18> zusammen. Bei 
ge *} ^ergleich der Parteiergebnisse zei- 
Weita zusenends, daß die CDU allein 
be a,US mehr s'tze (6532) gewonnen ha- 
(426c^ SPD' Grüne und FDP zusammen 
60 3?/ Die CDU habe damit praktisch 
lende° aller auf samtliche Parteien entfal- 
ten J] Sitze in den Kommunalparlamen- 

Ein       nQt- 
ahnliches Bild hat nach den Worten 

Späths auch die Wahl zu den 35 Kreispar- 
lamenten Baden-Württembergs erbracht. 
Während die CDU 43,8% der Sitze auf 
sich vereinigt habe, seien für SPD, Grüne, 
FDP und die anderen Parteien zusammen 
lediglich 36,2 % der Sitze registriert wor- 
den. Nehme man die gemeinsamen Wahl- 
vorschläge und die Wählervereinigungen 
aus der Betrachtung heraus, so habe die 
CDU in den Kreistagen landesweit im 
Durchschnitt 54,8 % der auf die Parteien 
entfallenden Mandate errungen. Auch in 
den Kreistagen seien die Mandatsverluste 
der CDU trotz des erstmals landesweiten 
Auftretens der Grünen mit 49 Sitzen we- 
sentlich niedriger als die der SPD (minus 
60 Sitze), obwohl, so Späth, „die CDU als 
weitaus stärkste Partei eigentlich vielmehr 
zu verlieren hatte als die weit unter der 
30-Prozent-Marke operierende SPD". 

Die CDU hat nach den Worten ihres Lan- 
desvorsitzenden trotz schwieriger Rah- 
menbedingungen und des massierten 
Auftretens der Grünen im Jahr 1984 zum 
dritten Mal ihre landespolitisch prägende 
Handlungs- und Überzeugungskraft unter 
Beweis gestellt. Nach dem Gewinn der ab- 
soluten Mehrheit bei der Landtagswahl im 
März und dem hervorragenden Ergebnis 
bei der Wahl des Europaparlaments im Ju- 
ni habe die Union nunmehr auch auf kom- 
munaler Ebene ihre Spitzenposition be- 
hauptet. Sowohl in den Gemeinden als 
auch in den Kreisen präsentiere sich die 
Union nahezu doppelt so stark wie die 
größte Oppositionspartei, SPD. Die CDU 
Baden-Württembergs und die von ihr ge- 
tragene Landesregierung setzen ihre ziel- 
strebige und an den Interessen des Allge- 
meinwohls orientierte Politik fort. 
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• ARBEITSMARKT 

Die günstige 
Entwicklung hält an 
Die Entwicklung auf dem Arbeits- 
markt der Bundesrepublik war nach 
dem Monatsbericht der Bundesan- 
stalt für Arbeit im Oktober durch ei- 
ne leichte konjunkturelle Besserung 
gekennzeichnet. Die positive Ten- 
denz, die sich schon im September 
bemerkbar gemacht hatte, war auch 
im vergangenen Monat spürbar. So 
hat die Zahl der Arbeitslosen zwar 
leicht zugenommen, der Anstieg war 
aber niedriger als in allen Ver- 
gleichsmonaten seit mehr als zwan- 
zig Jahren. Der Rückgang der sai- 
sonbereinigten Arbeitslosenzahl, der 
schon im September erkennbar war, 
hat sich im Oktober deutlich ver- 
stärkt. 

Besonders erfreulich ist die erneute 
Abnahme der Zahl der arbeitslosen 

Jugendlichen. Sie ist um über 14000 ge- 
genüber dem Vormonat gesunken und 
liegt damit deutlich unter der Zahl im Ver- 
gleichsmonat des letzten Jahres. 
Die erfolgreiche Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung trägt nun endlich auch 
auf dem Arbeitsmarkt Früchte, erklärt der 
Vorsitzende der Arbeitnehmergruppe der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Otto Zink, 
zu der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt. 
Im Oktober 1982, beim Rücktritt Helmut 
Schmidts, stiegen die Arbeitslosenzahlen 
noch um 100000, im Oktober vergange- 
nen Jahres waren es nur noch 13000, in 
diesem Oktober nur noch 1 000. Rechnet 
man die jahreszeitlichen Einflüsse heraus, 
ergibt sich im Oktober 1984 ein erfreuli- 
cher   Rückgang   der   Arbeitslosenzahlen 

um 24000 gegenüber dem Vormonat. Ab* 
gerundet wird dieses positive Bild auc 
durch den langsamen, aber stetigen An- 
stieg der Zahl der gemeldeten offene" 
Stellen und durch den starken Abbau der 
Kurzarbeit, die um 45,2 Prozent unter dem 
Niveau des Vorjahres liegt. 
Es zeigt sich, daß auch die Bemühungen 
der Bundesregierung um den Abbau de^ 
Arbeitslosigkeit bei besonderen Problem 
gruppen erfolgreich waren: Die Zahl de 
arbeitslosen Ausländer liegt um 11.2 °r. 
zent unter der Zahl von Oktober 1983, e 

ne Folge des von der Bundesregierung 
beschlossenen     RückkehrförderungsQ^ 
setzes. Und mit unseren intensiven A ^ 
strengungen zur Überwindung der Le 
Stellenknappheit und Bekämpfung der J 
gendarbeitslosigkeit  haben  wir  errelC

H,j! 
daß die Zahl der arbeitslosen Jugerlo- 
chen unter 20 Jahren um mehr als 2°U 
— das sind 15,1 Prozent - unter derZa 

vom Oktober 1983 liegt. 
Zugenommen um rund 3000 gegenüb 
dem Vormonat hat aber die Zahl der 
beitslosen,  die  einen  Teilzeitarbeitsp 
suchen. Dies ist ein Hinweis darauf, 
wichtig die rasche Verabschiedung 
Regelungen zur Förderung der Teilzei 
beit im Rahmen des von Bundesarberts 
nister Dr. Norbert Blüm vorgelegten 
schäftigungsförderungsgesetzes ist. 

Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
weist  erneut,  daß  die  christlich-liber 

Koalition — anders als vorher die SPD"9 
führten Bundesregierungen — Politik 
Nutzen der Arbeitnehmer macht. Nach 
Aufwertung von Kaufkraft und Reallob^ 
der  Arbeitnehmer  durch   die   niedrigI 
Preissteigerungsraten  ist jetzt auch    ^ 
spürbarer Abbau der Arbeitslosigkei   ^ 
Gang gekommen — trotz der großen ^ 
len von Berufsanfängern, für die wir a 
grund der geburtenstarken Janr9än^e

ffen 
sätzliche   Arbeitsmöglichkeiten   schan 
müssen. 
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NORDSEE-KONFERENZ 

Ein erster wichtiger Schritt zur 
Reinhaltung der Gewässer 
|ereits im Juni 1980 hat der Rat von 
jachverständigen für Umweltfragen 

er früheren Bundesregierung ein 
"Wangreiches Nordseegutachten 
I °r9elegt. Danach ist die Umweltbe- 
«stung der Nordsee vor allem in be- 
«mmten Küstenbereichen besorg- 

niserregend. Die Schadstoffbela- 
*\Vn9 von Flüssen und Küstenge- 
*assern stellt einen der wesentlich- 
tln ü Schmutz'aktoren dar. Gleichzei- 
'9 hat auch die Einleitung und Ein- 
igung chemischer Abfälle und 
^'arschlamm einen beträchtlichen 

Wang erreicht. Drei Jahre vergin- 
»an ungenutzt. 

Crst die jetzige Bundesregierung hat im 
^«"Januar 1983 gehandelt und mit den 

Dereitenden Arbeiten für ein gemeinsa- 
ten

S KonzePt aller Nordseeanrainerstaa- 
2 2um Schutz der Nordsee begonnen. 
^ "? 31. Oktober 1984 hat Bundesinnen- 
nist'Ster Zimmermann alle zuständigen Mi- 
(B 

er der übrigen Norseeanrainerstaaten 
tarr'?

,en> Dänemark, Frankreich, Großbri- 
den\       Niederlande, Norwegen, Schwe- 

sterk Und die EWG zu einer ersten Mini" 
Dies 6renz nach Bremen ein9eladen- 
sehr

er Konferenz sind umfangreiche und 
raier Schwieri9e Verhandlungen auf bilate- 
ga 

r Und multilateraler Ebene vorausge- 
HrJr ' insbesor,dere eine Staatssekre- 
tär! ferenz unter neuem Vorsitz des 
Djet

amentar'schen Staatssekretärs Carl- 
An er.Spran9erin Wilhelmshaven. 
ge^

sicnts der schwierigen Ausgangsla- 
cjaß . es ein richtungsweisender Anfang, 

S|ch erstmals alle zuständigen Nord- 

seeminister an einen Tisch gesetzt haben, 
um gemeinsame Konzeptionen und Stra- 
tegien für einen dauerhaften Schutz der 
Nordsee zu erarbeiten und zu beschlie- 
ßen. Nach zähen Verhandlungen einigten 
sich alle Minister der Nordseeanrainer- 
staaten und die EWG auf eine gemeinsa- 
me Deklaration mit konkreten Maßnahmen 
zum Schutz der Nordsee. Damit wurde 
erstmals eine Grundlage geschaffen für 
eine gemeinsame Politik zur Erhaltung der 
Nordsee. Folgende Beschlüsse sind be- 
sonders hervorzuheben: 
1. Die Schadstoff eintrage, die von Flüssen 
und Küstengewässern kommen und ei- 
nen der Hauptschmutzfaktoren der Nord- 
see darstellen, werden weiter verringert. 
Dazu sollen bereits 1985 in den zuständi- 
gen internationalen Gremien zusätzliche, 
weitergehende Regelungen verabschiedet 
werden. 
2. Um den Schadstoffeintrag über die At- 
mosphäre in gleicher Weise erheblich zu 
reduzieren, sind gemeinsame Initiativen al- 
ler Nordseeanrainerstaaten und der EWG 
ebenfalls schon für 1985 vorgesehen. 

3. Schädliche Abfälle und Klärschlamm 
sollen in Zukunft kontrolliert an Land und 
nicht in der Nordsee beseitigt werden. Bei 
dieser Frage gab es erheblichen Wider- 
stand, insbesondere von Frankreich, 
Großbritannien, Belgien, Niederlande und 
Norwegen, die aufgrund ihrer jetzigen na- 
tionalen Politik sich nicht in der Lage sa- 
hen, weitergehende internationale Schritte 
mitzutragen. Es konnte daher auch keine 
Aussage zu Titandioxid getroffen werden. 
Hier hat die Bundesrepublik Deutschland 
bereits   erhebliche   Fortschritte   erzielt. 
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Ende dieses Jahres wird bei uns die Ein- 
bringung von Grünsalz, spätestens bis 
Ende 1989 die Verklappung von Abfällen 
aus der Titandioxidproduktion beendet. 
Mit Hilfe abfallarmer Produktionsverfahren 
sind wir bereits 1986 in der Lage, die Men- 
ge der als Abfall anfallenden Dünnsäure 
von 450000 t auf 250000 t zu verringern. 
Die Bundesrepublik Deutschland wird so- 
mit ab 1989 keine derartigen Abfälle mehr 
einbringen. 

4. Der Schutz des Wattenmeeres verdient 
auch nach Auffassung der anderen Anrai- 
ner höchste Aufmerksamkeit. Dies ist ein 
wichtiges Zugeständnis, da erst auf unser 
Betreiben dieses so lebenswichtige. Natur- 
reservat in Deutschland und Dänemark 
zum Thema der Konferenz und damit zum 
Thema auch für andere gemacht wurde. 

5. Ein wichtiger Fortschritt ist uns bei der 
Bekämpfung der Meeresverschmutzung 
durch Schiffe gelungen. Die Einleitung 
von Öl und Chemikalien soll spürbar ge- 
senkt werden. Ein umfangreiches System 
von Auffanganlagen, insbesondere für 
Rückstände und Gemische von ölhaltigen 
und schädlichen flüssigen Abfällen, ist be- 
reitzustellen. Bereits nächstes Jahr wollen 
wir bei der zuständigen internationalen 
Seeschiffahrts-Organisation (IMO) errei- 
chen, daß hierfür auch internationale ver- 
bindliche Regelungen in Kraft treten. 

Ein grundsätzliches Einleitungsverbot von 
Öl und Chemikalien konnten wir auf dieser 
Konferenz noch nicht erreichen. Nach 
schwierigen Verhandlungen und dank der 
großartigen Unterstützung der deutschen 
Position durch Schweden und Dänemark 
ist es jedoch gelungen, die Nordseeanrai- 
nerstaaten — im Hinblick auf eine mögli- 
che Initiative zur Erklärung der Nordsee 
zum Sondergebiet — zu verpflichten, die 
Auswirkungen der bestehenden Rege- 
lungen (MARPOL 73/78) zum Zustand der 
Nordsee zu überwachen und spätestens 
— in etwa 2 Jahren — auf der zweiten In- 
ternationalen Nordseeschutzkonferenz 
über  diese  bedeutsame  Frage  zu  ent- 

scheiden. Damit ist der Kurs zum Schutz 
der Nordsee vorgegeben. Der Widerstand 
Belgiens, Frankreichs, Großbritanniens, 
der Niederlande und Norwegens ließ aU_ 
dieser ersten Konferenz keine weitergß' 
hende Lösung zu. 
6. Ein entscheidender Durchbruch ist 

beim Transport radioaktiver Stoffe gelun- 
gen. Ein Meldepflichtsystem für Schiffe- 
die gefährliche Ladungen einschließ'10 

radioaktiver Stoffe transportieren, wird 
eingeführt. 
7. Ebenfalls sind wir im Bereich der ÖlveJ- 
schmutzung   von   Bohrplattformen  en' 
scheidend weitergekommen. Verbessert 
technische   Einrichtungen   und   Umwel 
schutzbeauftragte   sollen   Öleinleitungen 
von Plattformen entgegenwirken. 
8. Die Zusammenarbeit bei der weiträumi- 
gen Überwachung der Nordsee aus de 
Luft wollen wir verstärken.  Luftüberwa- 
chungsgeräte werden entwickelt und ve 
bessert — ich möchte hier nur an den El 
satz von BGS-Hubschraubern und Mar- 
neflugzeugen erinnern —, um Ölsünd 
sofort zu entlarven und ihre Verstöße ah   ( 

den zu können. 

9. Das bestehende gemeinsame Meß- un 

Überwachungsprogramm wird fortentw 
kelt, die  Errichtung einer gemeinsame 
Umweitdatenbank in Erwägung gezoge ' 
Ohne die deutsche  Initiative wären * 
heute im Bemühen um eine saubere Nor 
see noch keinen Schritt weiter. Die in na 
ten Verhandlungen durch Bundesinnenrn 
nister  Friedrich Zimmermann erreicht 
Ergebnisse sind das Optimum, was de 
zeit international durchsetzbar ist. Utop1 

und Wunschträume helfen der Nords® 
nicht. Nur gemeinsames Vorgehen all   • 
wie jetzt erfolgreich praktiziert, gibt d 
Nordsee eine Chance, die wir mit der 
etwa zwei Jahren beschlossenen ^° j=Le 

konferenz   weiter   nutzen   werden-   ^ 
Nordseeanrainer, auch Großbritannien a 
Veranstalter der zweiten Nordseeschutz 
konferenz,   stehen   jetzt   unter   Erfolg 
druck. 



UiD 34 • 8. November 1984 • Seite 13 

DEUTSCH-FRANZÖSISCHES GIPFELTREFFEN 

Gelterer Abbau der Grenzkontrollen 
Ina29, und30- 0ktober 1984fanden 
fr-jj

ad Kreuznach die 44. deutsch- f?Bad" 
^Ufösischen Konsultationen statt. 
SU Abscnluß des Gipfeltreffens mit 
w.^Präsident Francois Mitterrand 

2erpres 

Win 
Bundeskanzler Helmut Kohl vor 

sse unter anderem auf das 
irdige Treffen zwischen Präsi- 
Gaulle und Konrad Adenauer 

11958 am gleichen Ort statt- 
en hatte und schließlich zum 

si'J^-Vertrag, dem deutsch-franzö- 

fijhrth   Freundscnaftsvertra9 9e_ 

Qle deutsch-französische Freundschaft 
heut'st nach den Worten von Helmut Kohl 
d6n e eir>e Selbstverständlichkeit gewor- 

• »Das schließt nicht aus, daß wir in 
Schi konkreten Sachfragen auch unter- 
redlich, 

,. 0|nstimmung in weiten Feldern der 

ga-   "Das schließt nicht aus, daß wir i 
schj   

konkreten Sachfragen auch untei 
Üb»    icne Meinungen vertreten. Aber die 
p0|jtj

e,nstirnmung in weiten Feldern der 
bar«

Schen Entscheidung ist unüberseh- 

Staat
aben Bundeskanzler Helmut Kohl und 

B6frj 
sP.rasident Francois Mitterrand mit 

chen
e<pj9un9 den Bericht ihrer persönli- 

vvirKij u6auftra9ten zum Stand der Ver- 
Abk0° 9 des deutsch-französischen 
leicht

mmens vom 13. Juli 1984 über Er- 
Kennt

er.Un9en der Grenzkontrollen zur 
%e J's Qenommen. Sie haben insbeson- 
f(jhrUn'

e scnnelle und erfolgreiche Durch- 
chen 

9 fo|gender Maßnahmen unterstri- 

Verfah Einführung eines vereinfachten 
^ontr uens des Grenzübertritts mit Sicht- 

- die    °hne Wartezeit' 
Qrer,,,   Einrichtung   von   gemeinsamen 

Kontrollstellen, 

— die Intensivierung der Zusammenar- 
beit der Polizei- und Zolldienststellen bei- 
der Länder. 

Der Bundeskanzler und der französische 
Staatspräsident haben ferner die im ge- 
meinsamen Bericht vorgeschlagenen 
Maßnahmen gebilligt, so beispielsweise: 
— die Zusammenlegung weiterer 12 
Grenzkontrollstellen, 
— die Anhebung der Freigrenzen und 
Freimengen für Waren zur Erleichterung 
im Reiseverkehr, 

— die Erleichterung der Kontrollen für 
Lkw und Autobusse, 

— die Intensivierung der Zusammenar- 
beit zwischen den Dienststellen der Ju- 
stiz- und Polizeibehörden beider Länder, 
— die Harmonisierung der Visabestim- 
mungen. 

Mit Blick auf die vollständige Abschaffung 
aller Personen- und Warenkontrollen an 
der gemeinsamen Grenze begrüßten sie 
die eingeleiteten Schritte zur Harmonisie- 
rung der Rechtsvorschriften, die den 
Grenzkontrollen zugrunde liegen. Sie er- 
teilten den Auftrag, die notwendigen wei- 
teren Maßnahmen sofort in die Wege zu 
leiten. 

Kein Vizepräsident 
für DIE GRÜNEN 
Ein Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN, die 
Anzahl der Stellvertreter des Präsidenten 
auf fünf festzulegen und diesen fünften Vi- 
zepräsidenten der Fraktion DIE GRÜNEN 
zuzusprechen, wurde vom Bundestag mit 
großer Mehrheit abgelehnt. 
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STÄDTEBAU 

Änderung des 
Gesetzes kommt den 
Gemeinden zugute 
Der Bundestag hat mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktjonen von CDU/ 
CSU und FDP der Änderung des 
Städtebauförderungsgesetzes zuge- 

stimmt. SPD und Grüne stimmten da- 
gegen. Das Gesetz, das zum Januar 
1985 in Kraft treten soll, fand auch im 
Bundesrat eine Zustimmung. 

Das Gesetz gibt den Gemeinden bei 
Stadterneuerungsmaßnahmen        die 

Möglichkeit 
— in geeigneten Fällen ein vereinfachtes 
Verfahren ohne besonderes Bodenrecht 
zu wählen; 
— die Aufstellung von Bebauungsplänen 
auf die Fälle zu beschränken, wo dies 
nach allgemeinen Vorschriften erforderlich 
ist; 
— die Genehmigungspflicht für Vorhaben 
und Rechtsvorgänge auf die für die Sanie- 
rung wesentlichen Fälle zu beschränken 
sowie 
— auf die Erhebung von Ausgleichsbeträ- 
gen in Fällen geringfügiger Bodenwerter- 
höhung zu verzichten. 
Bundesminister Schneider sagte u.a.: Die 
Novelle zum Städtebauförderungsgesetz 
wird neue Impulse für die Lösung der 
städtebaulichen Aufgaben bringen. So- 
wohl für die bereits laufenden als auch für 
die künftigen Sanierungsmaßnahmen wer- 
den die Verfahrensregelungen erheblich 
vereinfacht. 
Die Novelle enthält zwar nur wenige Ände- 
rungen; ihre Wirkungen sind jedoch weit- 

reichend. Die Handlungsmöglichkeiten 
Gemeinden werden erweitert, ihre P° 
sehe Verantwortung für die Durchführu 
von Sanierungsmaßnahmen wird deut 
gestärkt. 
Die Bundesregierung hat die Gesetzes^ 
velle unterstützt, weil die vorgesehen 
Verfahrenserleicherungen dazu beitra*Lr 
werden,  daß  die  Zukunftsaufgaben 
Stadterneuerung besser gemeistert 
den können. Für die Bundesregierung 
die Stadterneuerung einen hohen 

Stellen- 

wert; er wird auch daran deutlich, da f*r, 
Bundesfinanzhilfen für die Städtebau* 
derung im Entwurf des Bundeshausha 
plans 1985 erneut um 40 Millionen DM*1 

W 
jetzt insgesamt 320 Millionen DM ange 

ben worden sind. 

Europäisches Parlament: 
Hilfe für El Salvador 
Das Europäische Parlament hat die ^ 
Kommission aufgefordert, unverzu» 0 
drei Millionen ECU (1 ECU = 2,25 DM' 
Cl    CnlwnHnr    nlr-     GnfrM-+Kilfn    tlir    I   jnde'        _ El Salvador als Soforthilfe zur Lin zu"1 

des Flüchtlingselends und als BeitraQ    ^ 
Wiederaufbau der durch den Bürger* 
zerstörten Infrastruktur des mittelame ^ 

nischen Landes zur Verfügung <-~ ~tsnre' 
ient folgte damit einer ei'    r0- 
litiativp. des Trierer CDU' 

Das Parlament 
chenden Initiative des Trierer v- 
paabgeordneten Horst Langes, des 
chers der EVP-Fraktion für Lateinanj0    g 
Fragen. Er bezog sich auf eine Äuße^t 
des    EG-Finanzkommissars    Tuge  .^gi 
vom 10. Oktober, daß mehr als ein v 
der für EG-Entwicklungshilfe 1984 zur 
fügung stehenden Gelder noch nich     ^ 
gegeben werden konnte. Um den        p 
chen Weg der Versöhnung des VolKe   ^ 
El Salvador zu unterstützen, müsS

0ge- 
Gemeinschaft ihr finanzielles Embarg 
gen dieses Land aufheben, forderte 

ges. 
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BUNDESTAG 

Philipp Jenninger: Dieser Staat 
Verdient das Vertrauen seiner Bürger 
^tttBu"destag hat am Monta9nacn- 
Sit» ® in emer extra einberufenen 
h»kr 9 3Uf Vorscnla9 der CDU/CSU- 
neu        Dr" PniliPP Jenninger zum 
WSh?*n Bundestagspräsidenten ge- 
mach!« Dlese Wahl wurde notwendig, 
turn   • m der zu Be9mn der Legisla- 
tor D r'0de a,s Präsident gewählte 
sein Ainer Barzel am 25- Oktober 
*_.n Amt als Präsident des Deut- SQL.  * «"» rrasiaeni aes ueux- 
ge"?n'Bundestages „zur Verfügung" 
hört w natte- Philipp Jenninger ge- 
War il®m- B_u_ndesta9 selt 196? an- Er 

Cn»°n 1973 bis 1982 Erster Par,a" 
°uU/rISCher Gescnaftsführer der 
Oktrvk       Fraktion und seit dem 4- 
ÖuSf er 1982 Staatsminister beim 

Utldeskanzler. 

ß^1 der Wahl mit verdeckten Stimmkar- 
P(jr ^

n wurden 471 Stimmen abgegeben, 
nete 1

r
n

Jennin9er votierten 340 Abgeord- 
s'ch d stimmten mit Nein- 24 enthielten 
WarQf, 

er Stimrne, und zwei Stimmzettel 

In I," Un9ül,i9- 
te B'

ner Antrittsrede hat der neu gewähl- 
gege 

ndesta9spräsident für das ihm ent- 
bat a|.9ebrachte Vertrauen gedankt. Er 
Und k

e Ab9eordneten um Unterstützung 
tonte ^

le9'ale Zusammenarbeit und be- 
UnPa' 

aß er sich um eine gerechte und 
de Vy.eilSche Amtsführung bemühen wer- 
'ch d °

rtllCh sagte Philipp Jenninger: 
6nt9eanke fÜr das Vertrauen- das Sie mir 

ter .^"gebracht haben. Denjenigen un- 
•hnen,^ 

Ig  _i —»"••  yni  mein  vunei   nearer«. 
er bitte ich Sie um Unterstützung 

9etroff
en' die eine andere Entscheidung 

Alle „L60 haben, gilt mein voller Respekt. 

und kollegiale Zusammenarbeit. Ich werde 
mich um eine gerechte und unparteiische 
Amtsführung bemühen und will für jedes 
Mitglied dieses Hauses da sein — unab- 
hängig davon, ob Sie mich gewählt haben 
oder nicht. 

Ich übernehme das Amt des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages mitten in der 
laufenden Legislaturperiode. Ich überneh- 
me diese Aufgabe auch deshalb gern, weil 
ich unser Land liebe und weil unser Staat 
— die freiheitlichste Republik, die es je 
auf deutschem Boden gab — es wert ist, 
für ihn zu arbeiten. Der Erste in diesem 
Haus zu sein, bedeutet für mich nicht be- 
sondere Würde und Glanz, sondern vor- 
bildliche Arbeit und Dienst für unser Volk. 
Unsere freiheitliche Demokratie lebt vom 
Engagement aller Bürger, und sie lebt von 
dem besonderen Dienst derer, die vom 
Volk gewählt sind und die ihre Aufgabe 
mit Leidenschaft, Verantwortungsgefühl 
und Augenmaß erfüllen sollen. Mit besse- 
ren Worten hat dies einmal Theodor 
Heuss, der erste Präsident unserer Repu- 
blik, ausgedrückt: „Demokratie stirbt als 
Institution wie als Lebensgesinnung an 
dem ,Ohne-Mich'. Sie lebt aus dem ,Mit- 
Mir' und dieses ,Mit-Mir' buchstabiert wei- 
ter ,Mit-Dir'." Konrad Adenauer hat es so 
formuliert: „Demokratie kann man nicht al- 
lein mit noch so ausgeklügelten Gesetzen 
verwirklichen. Sie sind nur eine Vorausset- 
zung. Demokratie ist vor allem eine Frage 
des Verhaltens der Menschen, ihres per- 
sönlichen Verhaltens zueinander und ihres 
Verhaltens zum Staat. Demokratie muß 
gelebt werden." 
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Wir alle sind gefordert aus der Vergangen- 
heit und der Gegenwart heraus, die Zu- 
kunft zu gestalten. Sie wird entscheidend 
davon bestimmt werden, ob es uns ge- 
lingt, fünf große Aufgaben zu bewältigen, 

— den Frieden zu sichern und zu er- 
halten 

— die Arbeitslosigkeit abzubauen 
— die   technologische   Entwicklung 

zu beherrschen 
— eine gesunde Umwelt wieder her- 

zustellen und zu bewahren 
— und   der   Dritten   Welt   Hilfe   zur 

s         Selbsthilfe zukommen zu lassen. 

Nach meiner Überzeugung handeln wir 
nur dann richtig, wenn wir dabei den Men- 
schen in den Mittelpunkt stellen mit den 
Grundwerten der Freiheit, der Solidarität 
und der Gerechtigkeit und wenn wir unse- 
ren Auftrag im Geiste der Verantwortung 
gegenüber unseren Mitmenschen erfüllen. 
In diesen Tagen stellen viele Bürger unse- 
res Landes besorgt die Frage, ob Unab- 
hängigkeit und Integrität unserer politi- 
schen Organe noch gegeben sind. Es 
herrschen da und dort Zweifel, ob die Poli- 
tiker in ihrem Denken und Handeln auch 
immer das Wohl des Staates und der Bür- 
ger im Sinn haben. Wir alle sind an dieser 
Diskussion nicht unschuldig. Wir sollten 
deshalb auch alle mithelfen, daß diese 
Vertrauenskrise alsbald überwunden wird. 
Dabei darf nichts unter den Teppich ge- 
kehrt werden. Die Bürger wollen Klarheit, 
nicht Ausreden und Zank. Wir dürfen sie 
nicht enttäuschen. Menschen und Syste- 
me haben ihre Mängel. Es wäre unredlich, 
das zu leugnen und so zu tun, als sei alles 
in bester Ordnung. Wo Fehler gemacht 
worden sind und gemacht werden, müs- 
sen diese rückhaltlos aufgeklärt und abge- 
stellt werden; wo sich Mißtrauen ausge- 
breitet hat, muß Glaubwürdigkeit wieder 
hergestellt werden. Die Auseinanderset- 
zung darüber sollten alle Beteiligten 
selbstkritisch, aber auch fair, offen, aber 

auch intellektuell redlich führen. Nichts 
zerfrißt die Glaubwürdigkeit der Politic 
erbarmungsloser als Heuchelei. 

Mein besonderer Appell geht in dl 

sem Zusammenhang auch an uns 
Medien. Wir fordern eine wahrheitsg 
mäße Berichterstattung und eine 'al 

Kommentierung der Vorgänge. Au 
unsere    Medien    tragen    ein   SW 
Verantwortung,   nicht   nur  für  d 

Funktionieren,  sondern auch für 
Erhaltung  unserer freiheitlichen 
mokratie. .. 

Die  kritische  Begleitung  unserer ^ 
durch die Medien ist in unserer DerrioK 
tie nicht nur unabdingbar, wir wollen 
auch.   Aber   die   so   viel   beschwöre 
Transparenz   öffentlichen    Lebens   °_ 
nicht zum Selbstzweck werden; und 
richterstattung darf nicht zu einem luK 
ven Geschäft neuzeitlicher Massenun 
haltung degenerieren, indem sich einy 
anmaßen,   Polizist,  Staatsanwalt,  Zeuy 

Richter und Berufungsgericht in einem 
sein. 

20 Ich bin ganz und  gar gegen jene      . 
deutsche Neigung, die Dinge zu däm 
sieren. Man kann nicht das Fehlverha 
einzelner zur Staats- oder gar zur Sys    - 
krise umfälschen.  Ich bin für ReiniQ   ^ 
und   Konsequenzen   dort,  wo  sie n 

sind. Aber ich bin gegen das Geraune 
der „Götterdämmerung" und gegen 
zur Mode gewordene pauschale In>r   jt, 
Stellung der Institutionen unseres frel 

liehen Rechtsstaates. .j 
Mit aller Kraft und Entschieden^ 
müssen wir daher der Behaup f 

entgegentreten, Politik und P°" j,« 
dieser  zweiten   deutschen   Bepu 

seien käuflich. 
Dieses Gemeinwesen ist keine ge*3 ufte 

Dem0; 
und 

vielen   Völkern   Vertrauen   und   Fre 

Republik. Wir haben eine stabile - 
kratie, die in aller Welt Ansehen und 

schaft gewonnen  hat.  Die Grundrec 
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. • 'nzipien des demokratischen und 
2'alen Rechtsstaates, die Gewaltentei- 
9. auch das demokratische Mehrheits- 

JJ^'P und der Verzicht auf Gewalt sind 
a bleiben hervorragende Merkmale der 

undesrepublik Deutschland. Dieser Staat 
seh• das Vertrauen seiner Bürger. Die- 

Demokratie muß uns zu schade sein, 
9en Fehler einiger weniger verächtlich 

* macht zu werden. Und dieses Parla- 
®ht leistet viel zuviel an ernsthafter, har- 

und sachbezogener Arbeit, als daß wir 
seh  die   maßlose   Karikatur  einer  Ver- 

^Wörung von Geld und Politik aufnöti- 
yen "assen dürften. 

I^ ltjk ist das Ergebnis eines vielfältigen 
si 'nun9sbildungsprozesses,    über   den 
fluft niemand mit Geld bestimmenden Ein- 

ß Erschaffen kann. 

i^Ser Land darf sich angesichts großer 
ru 

en~ und außenpolitischer Herausforde- 
rn 9en nicht paralysieren lassen von Vor- 
^er?n' d'e fur unsere Ordnung eben nicht 
^nzeichnend sind, und wir, das Parla- 

nt- dürfen dies erst recht nicht. 
Der 
Jah  Unver9essene  Carlo  Schmid,  viele 
eir/

e Vizepräsident dieses Hauses, hat 
|6s    9esagt: „Wenn man in der Politik al- 

^an cn rein macnen wi"- dann stirbt 
n am ersten Schnupfen." 

dersr
arlament ist sicherlich nicht zuvor" 

kein 6'ne mora,ische Anstalt und auch 
Öek 0rt' an dem a"e sicn unentwegt in 
\V0|.Undungen ihres gegenseitigen Wohl- 
rjcht

ens ^schöpfen müssen. Aber ebenso 
reri '9 ist' daß sich die Bürger in uns, ih- 
ren pewanlten Abgeordneten, auch in ih- 
rne 

Ervvartungen an die moralische Di- 
I     s'on der Politik vertreten sehen wol- 

dara     Fol9erungen ergeben sich für uns 

Wi 
"lr dürfen nicht andere Maßstäbe 
Predigen als wir für uns gelten lassen 
wollen. 

Wir sind als unmittelbar vom Volkswil- 
len legitimierte Abgeordnete in die- 
sem Haus, um unserem Volk zu die- 
nen. Wir kommen nicht primär hierher, 
um zu verdienen. Es ist wahr — und 
darf ruhig ausgesprochen werden —, 
daß anderswo, in Verbänden, gesell- 
schaftlichen Organisationen, in der 
Wirtschaft, in freien Berufen, im Be- 
reich der Medien weitaus höhere Ein- 
kommen erzielt werden; aber das 
muß jeder wissen, bevor er sich um 
einen Sitz im Deutschen Bundestag 
bemüht. 

Das Kürzel „MdB" hinter den Namen der 
Mitglieder dieses Hauses ist eine Aus- 
zeichnung. Wir machen die Gesetze; wir 
gestalten entscheidend die Innen- und 
Außenpolitik dieses Staates; wir bilden 
den institutionellen Mittelpunkt des politi- 
schen Lebens der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Wir erheben nicht den Anspruch, besser 
zu sein als andere. Der Deutsche Bundes- 
tag ist keine Versammlung von Säulenhei- 
ligen. Aber wir wollen auch nicht schlech- 
ter behandelt werden als andere. Das 
heißt: die Abgeordneten haben das glei- 
che Anrecht auf personale Würde, auf In- 
timsphäre, auf Datenschutz und auf 
Schutz vor öffentlicher Vorverurteilung 
wie jeder andere Bürger in unserem Land. 

Die Parteien — und damit indirekt die 
Fraktionen des Deutschen Bundestages 
— sind auf die Unterstützung der Bürger, 
der gesellschaftlichen Organisationen und 
Unternehmungen angewiesen, wenn sie 
nicht zu vom Steuerzahler ausgehaltenen 
Filialen des Staates werden sollen. Daran 
ist nichts Zwielichtiges! So will es auch 
das Parteiengesetz. Ich darf in diesem Zu- 
sammenhang an die Ausführungen in dem 
Bericht der vom Bundespräsidenten beru- 
fenen Sachverständigenkommission erin- 
nern, in dem zum Thema Parteienspenden 
ausdrücklich festgestellt wird: 
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„Angesichts  gewisser  Kontroversen 
in  der  Öffentlichkeit  besteht Anlaß 
darauf hinzuweisen, daß Spenden an 
politische  Parteien  weder  verboten 
noch moralisch bedenklich, sondern 
verfassungspolitisch  erwünscht  und 
geradezu  unentbehrlich  sind,  wenn 
man an der Staatsunabhängigkeit der 
Parteien festhalten will. Dadurch, daß 
der Bürger einen Teil seines Einkom- 
mens als private Spende freiwillig den 
Parteien zuwendet, macht er von sei- 
nem  Recht  auf  politische Teilhabe 
Gebrauch  und  erfüllt  eine  legitime 

•       staatspolitische Aufgabe. Im Prinzip 
sind Spenden deshalb nichts Ehren- 
rühriges, sondern Ausdruck einer an- 
erkennenswerten  politischen  Betäti- 
gung." Aber diejenigen, die die Par- 
teien unterstützen, dürfen sich nicht 
anmaßen, die Politik bestimmen zu 
wollen. 

Was in diesem Zusammenhang bisher zu- 
tage gefördert wurde, ist — ungeachtet 
aller  wichtigtuerischen   Übertreibung   — 
bedrückend.    Die   Vorstellung,   Politiker 
oder politische Entscheidungen kaufen zu 
können, muß von uns unerbittlich zurück- 
gewiesen werden; sie steht unserer politi- 
schen Ordnung feindlich gegenüber. 
Versuche dieser Art werden auch in Zu- 
kunft scheitern.  Denn in unserer parla- 
mentarischen Demokratie wird nichts ver- 
tuscht. Es ist ja gerade der Vorteil dieses 
Systems, daß es ohne Ansehen von Par- 
teien und Personen die Kraft aufbringt, 
Klärung zu schaffen und verlorenes Ver- 
trauen zurückzugewinnen. 
Ich möchte deshalb meinem Amtsvorgän- 
ger, unserem Kollegen Dr. Rainer Barzel, 
an dieser Stelle ausdrücklich meine Ach- 
tung und meinen Respekt vor seiner Ent- 
scheidung bekunden. Mit seinem Schritt 
hat er ein Zeichen für die Glaubwürdigkeit 
unserer Ordnung und für die Fähigkeit des 
demokratischen   Systems   gesetzt,   sich 
selbst zu korrigieren. 

Schließlich sollten wir alle der Versuchung 
widerstehen, aus Vorfällen, die bereits G 
genstand eines parlamentarischen Llnt 
suchungsausschusses und der or<*en J 
chen Gerichte sind, ohne Rücksicht * 
die Folgen parteipolitische Vorteile zier,e

n 

zu wollen. Wir haben allen Grund, unsere 

Kollegen, die sich der schwierigen AU'9 
be im 1. Untersuchungsausschuß ste|,e ' 
zu vertrauen, daß sie gründliche und 9Ü 

Arbeit leisten. 
Bonn ist nicht Weimar. Wir würd*J 
aber auf diesen Weg geraten, jf* 
die Stoßrichtung nicht mehr tats*«n 
chen oder vermeintlichen Mißstand® ' 
sondern der Verächtlichmachung d 

demokratischen Systems selbst 9 
Solchen Anfängen ist zu wehren! 
wir sollten bedenken, daß ma0l^nt 
gegenseitige Attacken am Ende nj 
bloß den politischen Gegner, sonae 

das Parlament insgesamt und da 

alle seine Mitglieder in Verruf bring* 

Mein aus Langenburg gebürtiger hon 
lohischer Landsmann Karl Julius W*' 
hat in den zwanziger Jahren des v°r^jn- 
Jahrhunderts ein späteres  Diktum     ß( 

ston Churchills vorweggenommen, &s g 
schrieb: „Die vollkommenste Verfäl- 
lst doch nur die, welche die wenig 
Fehler hat." 
Daran sollten wir bei unserer Arbeit 

den' 
UM au buiueii wir uei unserer /MW-   .„( 
ken. Was wir tun, ist nie vollkommen,a • 
den guten Willen sollten wir uns 9e9en.s- 
tig allzeit unterstellen. Fanatismus, ^e*j ^ 
senheit und Kompromißlosigkeit sind ^ 
Wesen der Demokratie fremd, die be" 
ihrer Unvollkommenheit immer noch w 
ger Fehler hat als alle anderen bekann 
Staatsformen der Geschichte und der 
genwart. . 
Wir haben eine Herausforderung, aber 
ne Krise der parlamentarischen ^ern°hes- 
tie zu bestehen. Unser Parlament ist    ^ 
ser als sein Ruf, wenn auch noch nich 
gut, wie es sein könnte. Deshalb 9e 
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en Sie mir einige kurze Anmerkungen zur 
fiteren Arbeit in dieser 10. Legislaturpe- 
riode. 

ir haben hier vor einigen Wochen eine 
^ebatte zur Stellung und Arbeit des Deut- 
chen Bundestages, zum Selbstverständ- 
ls dieses Parlaments geführt. Das große 
n9agement des ganzen Hauses macht 

ad h1'"" Zur Verpflichtung, der Arbeit der 
a-hoc-Kommission   „Parlamentsreform", 
®ren Vorsitz mir anvertraut ist, besonde- 

Aufmerksamkeit zu widmen. Bei die- 
erTi Bemühen, die Rolle des Souveräns 
u Märken, hat sich mein Vorgänger durch 

v'9
ene initiative und tatkräftige Förderung 

s°
n Anregungen aus der Mitte des Hau- 

®s Verdienste  erworben,  die wir nicht 
er9essen werden. In diesem Zusammen- 
*n9 möchte  ich  dem  Kollegen  Barzel 

Unrtrdies für seine stets faire' besonnene 

jnd untadelige  Sitzungsleitung  danken; 
n will mich bemühen, seinem Beispiel zu 

0l9en. 

JJ"r werden uns den bestehenden Ver- 
haltensregeln für Mitglieder des Deut- 
schen Bundestages zuzuwenden ha- 
J*n, um zu prüfen, ob der rechtliche 
Nahmen ausreicht, der die Unabhän- 
gigkeit der Abgeordneten sichert. Ich 
h«be die Gewißheit, daß alle Fraktio- 
nen des Hauses hierzu bereit sind. 

^h bin auch bereit zu prüfen, ob noch 
. ehr Transparenz möglich und notwendig 

i- Aber ich mache in diesem Zusammen- 
, *n9 aus meiner persönlichen Auffassung 

ten- Hehl: lch wi" nicht den Abgeordne- 
sch mit den sogenannten „gläsernen Ta- 
„ "en"- Ich will den Aboeordneten nicht 
gnter Ancn»i u*- r*~u—   A,.^h Hpr 
Abg Ausnahmerechte stellen. Auch der 
de9Q0rdnete hat Anspruch auf Wahrung 
HS Steuergeheimnisses. Der hohe mora- 
s 

ne Anspruch, daß der Volksvertreter in 
uJnem Gesamtverhalten nach bestem 
sich" Und Gewissen zu handeln hat, läßt 
pp selbst durch beste Verhaltensregeln 

^ema>s sichern. 

SJ[Slnd der föderativen Grundstruktur un- 
res Staatswesens  verpflichtet.  Es  ist 

nicht gut, wenn der Bund seine Kompe- 
tenzen unbekümmert ausschöpft. Die 
Länder sind oft näher an den Problemen 
und benötigen ausreichenden Spielraum 
zu eigenverantwortlicher Gestaltung. 
Auch hier gilt: Konsens entsteht nur aus 
der Vielfalt der Interessen. 

Wir sollten vermeiden, daß — bevor noch 
ein Gesetz verkündet ist — bereits die 
Novellierung desselben eingeleitet wird. 
Das Recht, das wir setzen, muß verläßlich 
sein, damit es Wirkungskraft entfalten 
kann. 
Und schließlich: Nicht in der veröffentlich- 
ten Meinung und den Medien, nicht in der 
Exekutive, nicht in der Rechtsprechung, 
sondern hier, im Deutschen Bundestag, 
ist der Ort, wo die kritische Auseinander- 
setzung um den besten Weg der deut- 
schen Politik stattzufinden hat; hier fallen 
die richtungweisenden politischen Ent- 
scheidungen. Das sind wir dem Bundes- 
tag, dem Theodor Maunz das Prädikat 
„zentralstes" Organ des Bundes verliehen 
hat, schuldig. 
In den vergangenen beiden Jahren durfte 
ich ein Stück mithelfen bei der Gestaltung 
der Politik gegenüber dem anderen Staat 
auf deutschem Boden. Ich verhehle Ihnen 
nicht, daß mich diese Erfahrung und die 
menschlichen Schicksale, denen ich im 
geteilten Deutschland begegnet bin, tief 
bewegt haben. Ich werde das im neuen 
Amt nicht vergessen. 

Dieses Parlament hat sich für die Freund- 
schaft mit dem Westen, für das Bündnis 
und für die Wertegemeinschaft mit den 
freiheitlichen Demokratien Westeuropas 
und Nordamerikas entschieden. Zugleich 
hat der Deutsche Bundestag niemals ei- 
nen Zweifel gelassen an seiner Entschlos- 
senheit zu einer langfristigen Verständi- 
gung mit dem Osten. Niemand in diesem 
Haus will die Ergebnisse des zweiten 
Weltkriegs mit Gewalt revidieren. Aus dem 
fortbestehenden Ost-West-Gegensatz 
und aus dem Grunddissens in der deut- 
schen Frage erwächst den Deutschen in 
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Ost und West jedoch eine besondere Ver- 
antwortung für die Stabilität in Europa, für 
den  Frieden, für praktische  Fortschritte 
zugunsten der Menschen. Zwischen den 
Verantwortlichen ist der Dialog unbefan- 
gener, sind die Kontakte zahlreicher ge- 
worden. Das gilt erfreulicherweise auch 
für die Menschen auf beiden Seiten der 
Grenze. Diese Bemühungen beider Staa- 
ten auf deutschem Boden richten sich ge- 
gen niemanden. Ich bin im Gegenteil über- 
zeugt: sie entsprechen den Interessen al- 
ler europäischen Völker. 
Der Deutsche Bundestag meint es ernst 
mit der Zielsetzung des Grundlagenver- 
trags,   „normale  gutnachbarliche  Bezie- 
hungen"   zwischen   der   Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demo- 
kratischen  Republik zu  entwickeln.  Die 
deutsche Frage ist nicht primär eine Frage 
der Grenzen, des Territoriums und der 
Bündnisse. Sie ist fundamental eine Frage 
der  Menschenrechte,  der  Freiheit,   der 
Selbstbestimmung,  des  Friedens.  Aber 
das Recht auf Selbstbestimmung, das al- 
len Völkern der Welt eingeräumt wird, kön- 
nen wir niemals preisgeben. 

In diesem Hause erhebt niemand Ge- 
bietsansprüche gegen andere Staa- 
ten, steht jedes einzelne Mitglied zu 
dem verpflichtenden Verzicht auf Ge- 
walt als Mittel der Politik. Wir stehen 
zu allen geschlossenen Verträgen; es 
gibt in diesem Haus keinen Gedanken 
an Revanchismus. Dieser Deutsche 
Bundestag hat nur einen Wunsch: er 
will Frieden, Selbstbestimmung, 
Wohlfahrt und den Anspruch auf per- 
sönliches Glück nicht nur für die Men- 
schen in Deutschland, sondern auch 
für alte unsere Nachbarvölker in Ost 
und West. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, lassen Sie uns in diesem Sinne 
wieder gemeinsam an unsere Arbeit ge- 
hen. 
Ich danke Ihnen und grüße von diesem 
Platz aus alle Bürgerinnen und Bürger in 
Deutschland. 

• WIRTSCHAFT      _ 

Preisstabilität 
ist wieder erreicht 
„Insgesamt ist mit einer in der 
Grundtendenz aufwärtsweisenden 
Entwicklung von gesamtwirtschaft»* 
eher Nachfrage und Produktion für 
den Rest dieses Jahres und für 1985 

zu rechnen." Das Wachstum des rea- 
len Bruttosozialproduktes wird in 
diesem Jahr 2,5 Prozent betragen; 
für das nächste Jahr rechnen die In- 
stitute mit zwei Prozent. 

Die Institute bestätigen, daß drei der 
vier   vom    Stabilitätsgesetz   vorge' 

schriebenen Zielmarken erreicht sind. D 
Wirtschaft wächst wieder, die deutsch 
Außenhandelsbilanz ist ausgeglichen u 

vor allem:  Preisstabilität  ist wieder e 

reicht. Die Institute halten den erreichte 
Grad an Preisstabilität sogar für „überT 

sehend stark", stellt MdB Matthias Wis ' 
mann fest. 

Die Institute bekräftigen die PoSJtion.?M/ 
Bundesregierung   und   auch   der  CD 
CSU-Bundestagsfraktion, daß die Wied^' 
erlangung der Vollbeschäftigung in unS 

rem Lande nur möglich ist, wenn vor alle 
die Tarifvertragsparteien ihre VerantW 
tung für die Arbeitslosen gerecht werd 
Die Bundesregierung kann nur für m * 
liehst günstige gesamtwirtschaftliche R* 
menbedingungen   sorgen;   die   Tarif P 
teien   entscheiden   durch   ihre   Tarifa 
Schlüsse darüber, wie viele Arbeitnehrn 
beschäftigt sind und wie viele arbeits 
sind.   Die  Institute  stellen  fest:   .Viel ^ 
spricht dafür, daß die tarifpolitischen En 
Scheidungen des Jahres 1984 die Entt 
tung größerer Wachstumsdynamik und 
Verbesserung    der    Beschäftigungslaa 
hemmen." 
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MEDIENPOLITISCHE GRUNDSÄTZE 

Programm für eine freiheitliche 
[formations- und 
Kommunikationspolitik 
WeHLDU/CSU hat sich erneut ,ür 

A ettbewerb und ein vielfältigeres 

seh eb0t im Berejch der elektroni- 
(je®

n Medien ausgesprochen. Bei 
Qn     rla9© medienpolitischer 
b 

undsätze, die am 27. und 28. Fe- 
H/l .ar ^985 auf einem Fachkongreß in 
den    *Ur Diskussion gestellt wer- 
v0ll* Pjädiert die Union für eine sinn- 
ig6 Konkurrenz zwischen öffent- 
sta.Jrecntlichen und privaten Veran- 

^er Vorsitzende  des  Koordinierungs- 
cDua/USSChusses für MedienPolitik der 

in g CsU, Werner Remmers, sagte u. a. 
Iichk°nn: In den außerordentlichen Mög- 
Wj^ ei

}!
en der Telekommunikation für die 

Schaff Entwicklun9   und   in   der 

SCriw   n9  neuer Arbeitsplätze  liegt ein 

grarn6rpunkt des neuen Medienpro- 
Dach^8- Der Telekommunikation kommt 
k0rn 

Ans'cht von CDU und CSU eine Lo- 
UnSe 

v'Funktion für die Fortentwicklung 
9ieve

rer Volkswirtschaft zu. Die Technolo- 
Arbeine'9erung von heute müssen die 

nur  ^
slosen von morgen bezahlen. Wer 

N0rTQ ngste   schürt,   handelt   destruktiv. 
Job.^lsionen von der Mikroelektronik als 
$tjSc.' 

er sind vor allem geprägt von stati- 
em Denken und Phantasielosigkeit. 

fcicklung der 
"unpolitischen Grundsätze 

die m
r
e^

undesrepublik Deutschland wurde 
unpolitische Diskussion — vor al- 

lem auf dem Gebiet der neuen Medien — 
von den Unionsparteien eröffnet. Bereits 
1976 legten CDU und CSU ein medienpoli- 
tisches Grundsatzprogramm unter dem 
Titel „Freiheitliche Medienpolitik" vor. In 
den folgenden Jahren haben beide Par- 
teien weitere medienpolitische Akzente 
gesetzt, die in folgenden Papieren ihren 
Niederschlag gefunden haben: 
— Grundsätze für das Nebeneinander 
von öffentlich-rechtlichem und privatem 
Rundfunk, 
— Vorschläge zur Verbesserung des öf- 
fentlich-rechtlichen Rundfunksystems, 

— Neudefinition des Rundfunkbegriffs, 
— Fernmeldemonopol der Deutschen 
Bundespost, 
— Kulturelle Filmförderung der Länder, 
— Notwendige Entscheidung in der Ka- 
bel- und Satellitentechnik 
— 10 Thesen zu den neuen Medien. 

Darüber hinaus wurden von den CDU/ 
CSU-regierten Ländern gesetzgeberische 
Maßnahmen zur Medienpolitik eingeleitet 
(z. B. Bildschirmtext, Staatsvertrag, Me- 
diengesetze Baden-Württemberg, Bayern, 
Niedersachsen, Saarland und Schleswig- 
Holstein, Versuchsgesetze Rheinland- 
Pfalz und Berlin). 
CDU und CSU haben es immer als ihre 
vorrangige Aufgabe gesehen, Grundlagen 
für die medienpolitischen Entwicklungen 
in der Bundesrepublik Deutschland zu 
schaffen, um Schrittmacher der Medien- 
politik in unserem Lande zu sein. 
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Angesichts gravierender medienpoliti- 
scher Fragestellungen und Entwicklungen 
haben CDU und CSU in der Fortschrei- 
bung ihrer Medienprogrammatik eine drin- 
gende Notwendigkeit gesehen. In dem 
jetzt vorgelegten Entwurf „Medienpoliti- 
sche Grundsätze der CDU/CSU — Pro- 
gramm für eine freiheitliche Informations- 
politik" versuchen die Unionsparteien, 
Antworten auf die komplexe Problematik 
im gesamten Medienbereich zu vermitteln. 

Der Themenkatalog reicht von medienpolk 
tischen Grundsätzen über Fragen der pu- 

blizistischen Verantwortung, der Zukunft 
der Presse, des Rundfunks, des Films und 
der Rolle von Bund, Ländern, Gemeinden 
und Bundespost bis zu den wirtschaftli- 
chen Aspekten der Medienordnung der 
Zukunft. 

Die neue medienprogrammatische 
Positionsbeschreibung der Unions- 
parteien wird im Mittelpunkt eines 
Kongresses stehen, der am 27728. 
Februar 1985 im Kurfürstlichen Schloß 
in Mainz unter dem Leitthema „CDU/ 
CSU-Medienpolitik — Chance für die 
Zukunft" stattfinden wird. Als offene 
Fachtagung wird der Medienkongreß 
verstärkt Motivation für die öffentliche 
und innerparteiliche medienpolitische 
Diskussion sein. 

Programm für die Medien 
von morgen 
Die  Grundlinien  des  neuen  Medienpro- 
gramms stellen sich schwerpunktmäßig in 
einer  thesenartigen   Übersicht  wie  folgt 
dar: 

CDU und CSU 
— entwickeln ihre Medienpolitik an den 
Leitlinien, die vom Bundesverfassungs- 
gericht aus dem Grundrecht des Artikels 
5 GG abgeleitet worden sind; 
— wollen in der Medienordnung der Zu- 
kunft   Organisationsformen   fördern,   die 

Privatpersonen und Gruppen die Chan 
geben, eigenverantwortliche Medienang 
böte zu gestalten; 

— fordern  die  Landesgesetzgeber a  - 
für den Kabelempfang von Rundfunkpi" 
grammen zu übereinkommenden 9eS     it 
chen Bestimmungen zu kommen, da 
die Informationsfreiheit des Teilnehme 
überall in der Bundesrepublik Deutsc 
land gleichermaßen gewährleistet ist; 

— fordern   konsequente   gesetzget>e 

sehe  und  strafrechtliche  Vorkehrung 
insbesondere gegen die Fehlentwick 
auf dem Videomarkt und statt unKontr .^ 
lierten Wildwuchses für Kabel- und Sat 
tenprogramme   klare   ordnungspolit|S 

Regelungen zum Schutz von Kindern, 
gendlichen und Familien; 

— sind gegen Monopole jeder Art- 
gilt auch für den publizistischen Berei 

— befürworten im Bereich der elekt 
sehen   Medien  Wettbewerb   und  Vie 
des Angebots durch eine sinnvolle 
kurrenz   zwischen   öffentlich-recht" 
und privat-rechtlichen Veranstaltern- u  - 
privater   Rundfunk   dient   der  vfnV's; 

chung der Rundfunkfreiheit des Bürg 

— bekennen sich zu einer Bestands- 
Entwicklungsgarantie für das System 
öffentlich-rechtlichen   Rundfunks.   Dl ^ 
Garantie umfaßt aber insbesondere 

kl- 
eine Ausweitung der Werbung, die L 
sierung und Subregionalisierung der 
gramme sowie die Regionalisierung 
Videotext; 

— meinen, daß eine Neuorientierung 
deutschen Filmförderung dringend Q    ^ 
ten ist, damit der deutsche Film im ln" jrt- 
Ausland  wieder  den  gewünschten 
schaftlichen wie kulturellen Erfolg f'na 

ßun^' 
— erwarten  von  Bundesländern, 
Gemeinden und Bundespost, daß sl p 

meinsam der Aufgabe nachkom jn 

durch vorausschauende Abstimmung 
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en Medienbereichen ein Höchstmaß an 
lanungssicherheit 
6n zu schaffen; 

und   Marktperspekti- 

sch      Üßen die Vorleistun9en der Deut_ 
en Bundespost beim Aufbau einer mo- 

fürH6n ^ommunikationsinfrastruktur,  die 
Men'6 ^cnaffun9 eines zukunftsträchtigen 

dlenmarktes notwendig sind; 

ba/J
nterstützen den Ausbau der Breit- 

ünd     t2e zur Verteilun9  von  Hörfunk- 
F©rnsehprogrammen; 

tj0 
Unterstützen ausdrücklich die Konzep- 

de 
der Bundesregierung zur Förderung 

Wje Entwicklung der Mikroelektronik so- 
il.^ der Informations- und Kommunika- 
,0nstechniken; 

rePuhhen in der Ausstattun9 der Bundes- 
nach Deutschland mit einer optimalen 
3U /"lcntentechnischen Infrastruktur und 
vatj 

Pr°duktivitätssteigerung und Inno- 
p0|jt

n e'nen erheblichen beschäftigungs- 
ten 

ISChen lmPu|s und damit Möglichkei- 
luh

2^ einer neuen und besseren Vertei- 
ler Arbeit; 

uem1^3*60, daß die Bundesrepublik 
rnöQ|

Sc^land im Interesse der Wachstums- 
ai|es '^hke'ten und der Märkte der Zukunft 
WerD r • Um ihre inte•ationale Wettbe- 
2Usteü zu sicnern und wiederher- 

Vati0 ^»n auf die Eigendynamik und Inno- 
Und ähi9keit der deutschen Industrie 
stUna^!v

rtrauen a"f die Lern- und Lei- 
rer s^

Sbereitschaft der Menschen in unse- 
re cu laJen Marktwirtschaft und das part- 

eiliche Verhalten aller Beteiligten; 

Oien- nnen sich zu einer aktiven Me- 
Wfti» ^nd Technologiehilfe für die Dritte ^e't ai '"^""üiogieniiTe Tur aie urixie 
Wici^i s 'eil einer vorausschauenden Ent- 
ten Weu Spolitik- die den Ländern der Drit- 
technoi 'm 2usammenhang mit der neuen 

Selbst      SChen   Revolution   eine   freie 
Verant,entfaltun9 in demokratischer Eigen- 

ntwortlichkeit ermöglicht. 

Das aktuelle Buch 
Die CDU-Bundesgeschäftsstelle hat die 
Politik der GRÜNEN bereits in ihrem CDU- 
Extra 28 kritisch analysiert . Gerd Lang- 
guth, Direktor der Bundeszentrale für poli- 
tische Bildung in Bonn, schildert in sei- 
nem Buch „Der grüne Faktor — von der 
Bewegung zur Partei?" die Entwicklung 
der GRÜNEN von der Protestbewegung 
'68 zur Bundespartei '80. Er sieht die 
GRÜNEN als langfristige Folge des Stu- 
dentenprotestes. Sie haben sich inzwi- 
schen eine breite politische Basis ge- 
schaffen (Bundestagswahl '83, Europa- 
wahl '84), die Anlaß gibt, sich ernsthaft mit 
ihnen auseinanderzusetzen. 
Langgüth gibt, mit empirischen Daten be- 
legt, Antworten auf viele Fragen, die sich 
unter anderem auch mit Parteistruktur 
und politischen Zielen dieser „Antipar- 
teienpartei" befassen. Er schildert Demo- 
kratie- und Parlamentarismusvorstellun- 
gen der GRÜNEN, sowie die Beeinflus- 
sung der Funktionsfähigkeit einer Fraktion 
durch das Rotationsprinzip innerhalb einer 
Legislaturperiode. Das Verhältnis zu SPD 
und kommunistischen Gruppierungen 
wird in sachlicher Weise dargestellt. Der 
steigende politische Einfluß, z. B. in Hes- 
sen, läßt Raum für die Einschätzung des 
künftigen Stellenwertes der Partei als 
„Macht- und Störfaktor" im europäischen 
Parteiensystem. 
Falls Sie Interesse an diesem Buch haben, 
wenden Sie sich bitte an Ihren Kreisver- 
band. Außerdem ist das Buch im Buch- 
handel erhältlich. 

Medienkongreß 
Die Unionsparteien werden am 27. und 
28. Februar 1985 im Kurfürstlichen 
Schloß in Mainz einen Medienkongreß 
durchführen. Die Veranstaltung steht 
unter dem Thema „CDU/CSU-Medienpo- 
litik — Chance für die Zukunft" und 
dient der Fortschreibung der Medien- 
programmatik der Unionsparteien. 
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Sozialsekretärskonferenz, 

23. 11. 

Königswinter 23. 11. 
13. 11. CDU Bund 

Fachkongreß „Mensch und 
Umwelt — Politik 
für eine lebenswerte Zukunft", 23J25. 11. 
Bonn, Konrad-Adenauer-Haus 

14. 11. CDU Bund 
Landesgeschäftsführer- 
konferenz, Bonn 

23J24. 11. 

16. 11. LV Rheinland 
Geschäftsf. Landesvorstand 24. 11. 
und Landesvorstand, Köln 

16. 11. LV Berlin 
70. Landesparteitag, 25. 11./1. 12. 
Berlin/ICC 

16./17. 11. Frauen vereinigung Bund 
Sektionssitzung 
der Europa-Sektion der Frauen 26. 11. 
der CDU/CSU, Bonn 

17. 11. Frauenvereinigung Rheinland 
Landesvorstand, Köln 

26. 11. 
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30. 11. 

19. 11. LV Bremen 
Landesvorstand, Bremen 

30. 11/1. 12. 

19. 11. LV Berlin 
Landesvorstand, Berlin 

19. 11. MIT Westfalen-Lippe 
Vorstand, Dortmund 

1. 12 

LV Schleswig-Holstein 
LFA Sicherheitspolitik, Kiel 
CDU Nordrhein-Westfalen      ,je 

Fachtagung „Mit der Techni* 
Zukunft gestalten", Mülheim 
MIT Bund 
Vorstandssitzung, Berlin 
LV Westfalen-Lippe , 
Geschäftsf. Landesvorstano 
und Landesvorstand, 
Paderborn 
Junge Union Bund 
Deutschlandtag, Berlin 
LV Schleswig-Holstein 
Rechtspolitische Tagung oe' 
Christi.-demokratischen Jups 

Kiel 
WMV Schleswig-Holstein 
Jahres-Mitgl.-Versammlung< 
Bad Bramstedt 
Exil-CDU 
Deutschlandpol. Seminar 
für Teilnehmer aus 
Frankreich, Berlin 
CDU Präsidium 
Sitzung, Bonn 
LV Rheinland-Pfalz 
Landesvorstand, Mainz 
LV Braunschweig hwejg 
Landesvorstand, Braunscn 
CDA Bund A 
Geschäftsf. Bundesvorstan 
und Bundesvorstand, 
Königswinter 
CDA Rheinland ... 
Mitarbeiterkonferenz, K°in 
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